
ANTRAG AUF ERTEILUNG  
EINES AUFENTHALTSTITELS 

 

Vorsprachen sind nur noch nach vorheriger Terminvereinbarung und dessen zuverläs-

siger Einhaltung möglich! 
 

 

1. 

 

Familienname 

 Herr   Frau 

 

 
ggf. Geburtsname  

2. Vornamen  

3. Geburtstag  

4. Geburtsort  

5. Staatsangehörigkeit jetzige  

  frühere  

6. Wohnort (im Bundesgebiet)  

 Straße   

7. Familienstand   ledig 

 verheiratet seit _________________ 

 verpartnert seit _________________ 

 getrennt lebend seit _____________ 

 geschieden seit _________________ 

 verwitwet seit __________________ 

 Antrag auf Scheidung gestellt seit _____________ 

8. Religionszugehörigkeit 

(Beantwortung freigestellt) 

 

9. Größe   cm 

10. Augenfarbe  

11. Tagsüber telefonisch erreichbar unter  

12. E-Mail-Adresse  

13. Ehegatte/Lebenspartner 

Familienname 

 

 ggf. Geburtsname  

 Vorname  

 Geburtstag  

 Geburtsort  

 Staatsangehörigkeit  

 Wohnort  

 Straße, Hausnummer  
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14. Kinder 

 Name  Vorname Geb.-Tag u. –Ort Staatsangehörigkeit Anschrift 

1     

2     

3     

4     

5     
 

15. Vater Name, ggf. Geburtsname  

  Vorname  

  Geburtsdatum, Geburtsort  

16. Mutter Name, ggf. Geburtsname  

  Vorname  

  Geburtsdatum, Geburtsort  

17. Pass oder Passersatz 
 

 - Genaue Bezeichnung -  

 
Nr.  

 
ausgestellt am  

 
ausgestellt von  

 
gültig bis  

18. Eingereist am  

19. Haben Sie sich bereits früher in der Bun-
desrepublik Deutschland aufgehalten? 

  ja      nein 

 Wenn ja, Angaben der Zeiten und Wohn-
orte 

vom bis  in 

     

     

     

     

20. Wird ein ständiger Wohnort außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland beibehalten 
und ggf. wo? 

 

 

  ja      nein 

 

 

 



 

21. Sollen Familienangehörige mit einreisen 
oder nachkommen? 

  ja       nein 

 Wenn ja, welche? 

 

 

 

22. Zweck des Aufenthalts in der Bundesre-
publik Deutschland (z. B. Familiennach-
zug, Arbeitsaufnahme, Studium usw.) 

 

 

 Arbeitgeber, Ausbildungsstätte, Studien-
anstalt 

 

 

23. Beabsichtigte Dauer des Aufenthalts  

24. Aus welchen Einkünften wird der Lebens-
unterhalt bestritten? 

 

 Liegt eine Verpflichtungserklärung vor, 
ggf. von wem 

 

25. Besteht ein ausreichender Krankenversi-
cherungsschutz für die Bundesrepublik 
Deutschland? 

  ja, bei _______________________________ 

  nein 

26. Haben Sie Sozialleistungen beantragt?   ja     nein 

 Wenn ja, welche Leistungen?  

 Bei welcher Behörde wurden diese beantragt?  

 Wann haben Sie den Antrag gestellt?  

27. Bestehen Unterhaltsverpflichtungen ge-
genüber weiteren – nicht im Haushalt le-
benden Familienangehörigen? 

  ja, für _______________________________ 

  nein 

28. Sind strafrechtliche Ermittlungsverfahren 
gegen Sie anhängig? 

  ja, wegen _______________________________ 

  nein 

29. Sind Sie vorbestraft?   ja       nein 

 a) in Deutschland am  

 von welchem Gericht  

 Grund der Strafe  

 Art und Höhe der Strafe  

 b) im Ausland am  

 von welchem Gericht  

 Grund der Strafe  

 Art und Höhe der Strafe  



30. Wurde ein Einreiseantrag abgelehnt?   ja, wann _______________   nein 

31. Sind Sie aus der Bundesrepublik Deutsch-
land oder einem anderen Schengen-Staat 
ausgewiesen, abgeschoben oder zurück-
geschoben oder ist ein Antrag auf Ertei-
lung/Verlängerung eines Aufenthaltstitels 
abgelehnt oder eine Einreise in die Bun-
desrepublik Deutschland verweigert wor-
den? 

  ja, wann _______________   nein 

32. Haben Sie Verbindungen zu Personen 
oder Organisationen die der Unterstüt-
zung des internationalen Terrorismus 
verdächtig sind? 

  ja, ggf. welche ___________________________ 

  nein 

Jeder Ausländer/jede Ausländerin ist verpflichtet, gegenüber den mit dem Vollzug des Ausländerrechts be-
trauten Behörden auf Verlangen die erforderlichen Angaben zu seinem Alter, seiner Identität und Staatsan-
gehörigkeit zu machen (§ 49 Abs. 2 AufenthG). Wer entgegen § 49 Abs. 2 AufenthG, eine Angabe nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig macht wird, sofern die Tat nicht in § 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG mit Strafe 
bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft (§ 95 Abs. 1 Nr. 5 AufenthG). 
 

Sollte der Antragsteller/die Antragstellerin falsche oder unvollständige Angaben im Verfahren zur Erteilung 
eines Aufenthalts machen, kann dies auch eine Ausweisung zur Folge haben (§ 54 Abs. 2 Nr. 8 AufenthG). 
Der Antragsteller/die Antragstellerin ist verpflichtet, alle Angaben nach besten Wissen und Gewissen zu 
machen. Bewusste Falschangaben können zur Folge haben, dass der Antrag abgelehnt wird bzw. der An-
tragsteller/die Antragstellerin aus Deutschland ausgewiesen wird, auch wenn ein Aufenthaltstitel bereits er-
teilt wurde. Die Behörde darf nach den Vorschriften des Bundeszentralregistergesetzes eine unbeschränkte 
Auskunft über die im Bundeszentralregister eingetragenen und nicht zu tilgenden strafrechtlichen Verurtei-
lungen einholen, auch wenn diese nicht mehr in Führungszeugnisse aufgenommen werden. Daher ist ein 
Antragsteller/eine Antragstellerin verpflichtet, auch strafrechtliche Verurteilungen, die zwar nicht zu tilgen 
sind, aber nicht in ein Führungszeugnis aufgenommen werden, anzugeben. 
 

Wer unrichtige oder unvollständige Angaben macht oder benutzt, um für sich oder einen anderen einen Auf-
enthaltstitel zu beschaffen oder einen so beschafften Aufenthaltstitel wissentlich zur Täuschung im Rechts-
verkehr gebraucht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft (§ 95 Abs. 2 Nr. 2 
AufenthG).  
 

Durch meine Unterschrift bestätige ich, dass ich über die Rechtsfolgen falscher oder unvollständiger 
Angaben im Verfahren belehrt worden bin. Ich versichere, vorstehende Angaben nach bestem Wis-
sen und Gewissen richtig und vollständig gemacht zu haben. 
 

Ort  Datum 
 
 
 
 
 

 

Eigenhändige Unterschrift 
 
 
 
 
 
 

 

 

1 aktuelles 

biometrisches 

Passfoto 


